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Einleitung 

Wenn die folgende Untersuchung ihren Ausgang nimmt von zwei 
öffentlich-rechtlichen  Rechtsfiguren, die als „Last" bezeichnet sind, so 
muß sie teils an seit langem der Verwaltungsrechtswissenschaft  Be-
kanntes anknüpfen. Worin ist dennoch ihre Rechtfertigung zu sehen? 

Der Begriff  „öffentliche  Last" ist der deutschen Verwaltungsrechts-
wissenschaft als systembildender Begriff  seit der ersten Auflage von 
Otto Mayers Lehrbuch des Deutschen Verwaltungsrechts (1896) be-
kannt. Er benutzte ihn für zahlreiche Verpflichtungen des einzelnen 
gegenüber dem Staat. Daneben erscheint der Begriff  aber auch in der 
Gesetzgebung, erwähnt seien nur die Vorschriften  des § 436 BGB und 
des § 10 Abs. 1 Nr. 3 ZVG. Die Literatur hat den Begriff  der öffent-
lichen Last von Otto Mayer übernommen und bis in die heutige Zeit 
als Systembegriff  beibehalten, wenn auch das System, dem er als Be-
zeichnung dient, sich — wie zu zeigen sein wi rd — inhaltl ich viel-
fäl t ig gewandelt hat. 

Abgesehen von den oben genannten Vorschriften  hat in den letzten 
Jahren auch die Gesetzgebung den Begriff  wieder aufgegriffen  und 
den Lastbegriff  insbesondere in zwei gesetzlichen Regelungen benutzt: 
i n den Vorschriften  über „Baulasten" in einigen neueren Landesbau-
ordnungen und über die „öffentliche  Last" im Zweiten Teil des ham-
burgischen Enteignungsgesetzes von 1963 (hmb EntG). Insbesondere in 
Hamburg soll die Rechtsfigur „öffentliche  Last" in weitere gesetzliche 
Vorschriften  Eingang finden, von ihr sei bisher zu wenig Gebrauch ge-
macht worden1. 

Durch die unveränderte Beibehaltung des Begriffs  „öffentliche  Last" 
bei verändertem Systemgehalt und durch die Verwendung des Begriffs 
in neuen gesetzlichen Regelungen, die nicht ohne weiteres in die über-
lieferten Systemgrenzen passen, ist der Begriff  äußerst „schillernd" 
und mehrdeutig geworden. Es erscheint daher notwendig, ihn auf sei-
nen Gehalt und seinen Anwendungsbereich hin zu überprüfen  und 
eventuell neu zu formulieren,  um einen für die juristische Konstruk-
tion und Systematik aussagekräftigen Begriff  zu erhalten. 

Als Einteilungsbegriff  für ein System rechtlicher Erscheinungen 
kann der Begriff  nicht losgelöst von den Anwendungsfällen erörtert 

ι Haas, Festschrift, S. 33 f. 
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werden, zu deren Einteilung er dient, sondern nur von den Gemein-
samkeiten dieser Anwendungsfälle her kann er bestimmt werden. Aus-
gangspunkt der folgenden Erörterung sollen daher die neueren ge-
setzlichen Vorschriften  sein, die den „Last"-Begriff  verwenden: die 
„Baulasten" und die „öffentliche  Last" des hmb EntG. Die Unter-
suchung w i rd diese im Vordergrund stehenden Vorschriften  zu recht-
lich ähnlichen in Beziehung setzen und auch insoweit versuchen, die 
Gemeinsamkeiten der Regelungen hervorzuheben. Dabei w i rd zu prü-
fen sein, ob die genannten Regelungen zu einem allgemeinen Rechts-
institut der öffentlichen  Last gehören, und insbesondere, wie dieses 
zu begrenzen und begrifflich  zu definieren ist. 

Zu diesem Zweck sind zunächst ihre Rechtsnatur und ihr rechtlicher 
Gehalt zu untersuchen, um die daraus gewonnenen Erkenntnisse dem 
Inhalt des überkommenen Begriffs  der öffentlichen  Last gegenüber-
zustellen. Die Tatsache, daß sich sowohl die Baulasten als auch die 
öffentliche  Last des hmb EntG auf das Grundeigentum auswirken, legt 
die Fragestellung nahe, wie diese Regelungen zu qualifizieren sind 
unter dem Gesichtspunkt der aus dem Zivilrecht bekannten Unter-
scheidung zwischen schuldrechtlichen und dinglichen Rechten. I n die-
sem Zusammenhang wi rd auf die grundsätzliche Frage einzugehen 
sein, ob diese Unterscheidung überhaupt in das öffentliche  Recht über-
tragen werden kann. Aus der älteren Literatur sind zahlreiche Ver-
suche bekannt, ein „öffentliches  Sachenrecht" nachzuweisen. Doch 
wurde hierunter meist nur ein öffentlich-rechtliches  Sonderrecht für 
die Sachen im Gemeingebrauch verstanden2. Nachdem die Frage der 
Dinglichkeit im Verwaltungsrecht lange Zeit gar nicht oder nur ober-
flächlich behandelt worden ist, hat erst in jüngster Zeit Niehues  hier-
zu eine eingehendere Untersuchung8 vorgelegt, der jedoch in den Er-
gebnissen nicht ohne weiteres zugestimmt werden kann. Es erscheint 
daher angebracht, diese Frage an Hand der hier zu untersuchenden ge-
setzlichen Vorschriften  nochmals — differenzierter  — zu erörtern. 

Es ergeben sich somit zwei Schwerpunkte der vorliegenden Arbeit: 
1. die rechtliche Charakterisierung und Einordnung der „Baulast" und 
der „öffentlichen  Last" nach dem hmb EntG — insbesondere die Frage 
der Dinglichkeit — und 2. die Erörterung und Inhaltsbestimmung 
des Rechtsinstituts der öffentlichen  Last. Vorangehen soll im ersten 
Teil der Arbeit eine Darstellung des gesetzlichen Tatbestandes und 
der historischen Entwicklung der beiden als „Last" bezeichneten 
Rechtsfiguren. 

2 Vgl. die näheren Hinweise unten S. 61 Anm. 1. 
» Niehues,  Dinglichkeit i m Verwaltungsrecht, Diss. 1963. 



ERSTER TEIL 

Die gesetzlichen Regelungen 
und ihre historische Entwicklung 

Erster  Abschnitt 

Die Baulasten 

§ 1 : Der Tatbestand der Baulastregelungen 

Vorschriften  über Baulasten enthalten im geltenden Recht die neue-
ren, nach 1960 ergangenen Landesbauordnungen, und zwar § 99 der 
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 1, § 108 der Landes-
bauordnung für Baden-Württemberg 8, § 104 der Bauordnung für Ber-
l in3 und § 106 der Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein4, 
ferner  sieht § 112 des Entwurfs einer Hamburgischen Bauordnung von 
1968 die Übernahme der Baulastregelung vor5. Sämtliche Bestimmun-
gen sind dem § 107 der Musterbauordnung 8 nachgebildet, die als Vor-
bi ld für die neu zu erlassenden Landesbauordnungen dienen soll, um 
in den Ländern ein möglichst einheitliches Bauordnungsrecht zu ge-
währleisten. 

Die Bauordnungen der Länder Bayern und Rheinland-Pfalz 7, die 
ebenfalls zeitlich nach der Veröffentlichung  der Musterbauordnung neu 
erlassen worden sind, haben die vorgeschlagene Regelung über die 
Baulasten dagegen nicht übernommen. I n Bayern unterblieb die Über-
nahme dieses Instituts mi t der Begründung, daß der gleiche rechtliche 
Erfolg auch mi t Mi t te ln des bürgerlichen Rechts erreicht werden könne, 

1 Vorn 25.6.1962 (GVB1. S. 373); i m folgenden zit.: BauO NW. 
* Vom 6.4.1964 (GesBl. S. 151); i m folgenden z i t : LBauO BW. 
9 Vom 29.7.1966 (GVB1. S. 1175). 
* Vom 9.2.1967 (GVB1. S. 51). 
« Vom 9.4.1968, Verhandlungen 1968, S. 141 ff.;  s. jetzt GVB1. 1969, S. 249. 
« Musterbauordnung, Schriftenreihe  Bd. 16/17 (1960), z i t : MBO. 
7 Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz, vom 15.11.1961 (GVB1. S.229); 

Bayerische Bauordnung, vom 1.8.1962 (GVB1. S. 179). 


